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21. Einführung
Die im Rahmen dieser Seminararbeit zu bearbeitende Frage „War die nationalsozialistische
Wirtschaftspolitik ursächlich für den Wirtschaftsaufschwung in Deutschland in den 30er Jahren?“
ist nicht leicht zu beantworten. Streiten sich Historiker und Wirtschaftswissenschaftler schon seit
Jahrzehnten über die zugrunde liegenden Theorien und die beteiligten Personen, stellt sich bei der
Betrachtung von möglichen Erfolgen der Nationalsozialisten in verschiedenen Bereichen immer
wieder die moralische Frage der Rechtfertigung von positiven Beantwortungen. Darüber hinaus
gestaltet sich die Primärquellenlage zwar nicht als problematisch, doch änderten sich die
Meinungen innerhalb der Sekundärliteratur an dieser Schnittstelle zweier Wissenschaften
wiederholt.
Trotzdem soll mit dieser Arbeit der Versuch unternommen werden, die zwei folgenden Ansätze
zu erörtern und abschließend zu bewerten: Der erste zu betrachtende Punkt, ist die Frage, welche
Personen welche Art von wirtschaftspolitischer Strategie verfolgten, in welcher Umgebung sie
das taten, wie diese Maßnahmen weiterverfolgt wurden und zu welchen Erfolgen sie führten.
Der zweite Ansatz wird eine Betrachtung der theoretischen Hintergründe der durchgeführten
politischen Maßnahmen sein. In diesem Abschnitt kommt es ebenso auf die zeitliche und
politische Einordnung an. Dies vor allem vor dem Hintergrund der Betrachtung, welche
theoretischen Gerüste zu jener Zeit bereits veröffentlicht waren, auf die hätte zurückgegriffen
werden können.
Danach kommt die Verfasserin zur Beantwortung der Leitfrage, die in verschiedenen Etappen zu
dem Ergebnis einer Verneinung der Verantwortlichkeit der Nationalsozialisten führen wird.
Den Abschluss soll eine kurze Darstellung der wirtschaftspolitischen Strategien der USA zur
Krisenbekämpfung bilden. Diese Übersicht wird vor allem zur Beantwortung der Frage
eingebracht, ob die nationalsozialistischen Maßnahmen zur Überwindung der Krise wirklich mit
der moralisch verwerflichen Einschränkung der Freiheit von Personen und Eigentum und
besonders mit der Rüstung einhergehen mussten, wobei letzterer Punkt, eine sehr weit verbreitete
zeitgenössische Meinung ist.
Auf die Darstellung der Weltwirtschaftskrise in Zahlen und Fakten wird aus Annahmen der
Kenntnis des Lesers und wegen Längenvorgaben verzichtet.
32. Die wirtschaftspolitische Krisenbewältigungsansätze in der Weimarer Republik
2.1 Theoretische Grundlagen und Umfeld
Neben den theoretischen Ansätzen dieser Zeit, wurde die Stimmung in der Wirtschaftspolitik von
verschiedenen Ängsten bzw. Sachlagen determiniert: Mit der schlechten wirtschaftlichen Entwicklung
traten auch politische Krisenerscheinungen auf, die es letztendlich erschweren sollten (wirtschafts-)
politische Experimente durchzuführen, da sich immer eine politische Gruppe fand, die dagegen vorging.
Noch bedeutender war aber die Angst vor Inflation, ein Problem das 1923 seinen Höhepunkt in der
Weimarer Republik fand und vielen Menschen einen großen Verlust durch die Entwertung ihrer
Geldmittel bescherte. Aus dieser Situation heraus konnte es nur bei Inkaufnahme eines gänzlichen
Vertrauensverlustes der Nachfrager und Anbieter zu einer Erweiterung der Investitionstätigkeit des
Staates, die nicht auf Steuern, sondern auf Kreditschöpfung basierte, kommen.
Eine weitere verbreitete Vorstellung war die der Konjunkturzyklen, das bedeutet, dass in der Phase eines
konjunkturellen Abschwungs das Preisniveau sinkt und dadurch die entstehenden Kosten gedrückt
werden, dieser Vorgang beseitigt im Aufschwung entstandene Überkapazitäten. Dieser
Rationalisierungsprozess erhöht die Produktivität und tendenziell die Gewinne, die sich in vermehrten
Investitionen ausdrücken und so wieder zu einem Aufschwung führen.1 Die Weimarer Republik hatte
schon mehrere solchen Zyklen durchlaufen, außerdem ging der Weltwirtschaftskrise ein jahrelanger
Aufschwung voraus und daher vertraute man auf die Selbstheilungskräfte der Wirtschaft genauso wie
man der Einmischung des Staates misstraute.
Neben den allgemeinen Determinanten gab es aber auch wirtschaftspolitische Theoretiker2, die sich mit
der Lösung der Weltwirtschaftskrise befassten. Einige Theorien, die in ihrem Bezug direkt für die
Wirtschaftskrise in Deutschland erstellt wurden sind, werden hier vereinfacht dargestellt, um einen
Überblick über die Theorielage zu erhalten bzw. die Anerkennung und Beachtung verschiedener
Vorschläge einschätzen zu können. Wobei Kroll in diesem Zusammenhang berechtigterweise darauf
hinweist, dass in den Zeiten des Liberalismus die Wirtschaftstheoretiker zum großen Teil ihre
Untersuchungen nicht für den Staat erstellten, dies entsprach schließlich nicht dem laissez-faire
Grundsatz.3
Joseph Alois Schumpeter, ein Bekannter Brünings, dessen Konjunkturtheorie bereits kurz angeschnitten
wurde, veröffentlichte im März 1929 einen Artikel „Grenzen der Lohnpolitik“ im Deutschen Volkwirt.4
In diesem Artikel forderte Schumpeter, der grundsätzlich gegen jeglichen Staatseingriff in die Konjunktur
war, darin sogar eine krisenverschärfende Maßnahme sah, restriktive Lohn-, Preis- und Budgetkürzungen,
                                                
1 Kruedener, Jürgen Frhr. von: Hätte Brünings Deflationspolitik erfolgreich sein können? in: Buchheim, Christoph; Hutter,
Michael; James, Harold: Zerrissene Zwischenkriegszeit. Wirtschaftstheoretische Beiträge. Knut Borchardt zum 65. Geburtstag.
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3 Kroll 1958, Seite 134
4um die hohen Lohnkosten und die Sozialpolitik einzudämmen.5 Im Februar 1932 widersprach er in einem
Artikel desselben Mediums der Forderung nach staatlicher Kreditschöpfung, mit dem Argument, dass es
aufgrund der Reparationen noch zu früh sei und die Reaktion erst später erfolgen könnte.6
Ein Theoretiker, der in eine ganz andere Richtung argumentierte, aber nicht die Aufmerksamkeit erhielt
bzw. auch nicht den ausreichenden Mut fand seine Argumentation im erforderlichen Maße vorzubringen,
war Wilhelm Lautenbach, Beamter im Reichswirtschaftsministerium. Seine Forderung in einem
Gutachten im Juni 1930 war, die Löhne zu senken und durch die freiwerdenden Mittel mit
Neueinstellungen die Gesamtkaufkraft zu erhalten bzw. bei sich nicht verändernden Preisen zu erhöhen,
d.h. „(…) es käme jene für den Wiederanstieg der Konjunktur typische Situation, in der die
Gesamtwarennachfrage das Gesamtwarenangebot zu den bisherigen Preisen übersteigt und infolgedessen
die Tendenz wiederansteigender Preise auslöst.(…)“.7 Inwieweit diese Maßnahmen zur vollkommenen
Erholung der Wirtschaft geführt hätten, bleibt dahingestellt, doch ist interessant zu bemerken, dass sich
Lautenbach im Laufe seiner Argumentation vom Liberalismus entfernt und für die Kreditausweitung
durch den Staat zur Erhaltung der Lohngesamtsumme plädiert.8 Dabei spielt er auf Ausgaben an, die der
Staat ohnehin tätigen müsste (Straßenbau, Wohnungsbau,…) und kommt darauf zu sprechen, dass die
Unternehmen zur Refinanzierung beitragen würden, weil sie nach dem Rationalisierungs- und
Konsolidierungsprozess zunächst nur die vorhandenen Kapazitäten ausnutzen würden und das Geld für
die Erweiterungsinvestitionen praktisch zur Schuldentilgung benutzen, den Banken also wieder Liquidität
zugeführt werden würde.9 Das Argument, dass eine forcierte Erholung des Binnenmarktes eine verstärkte
Nachfrage nach Importen bewirken würde, die der ohnehin im Ausland verschuldeten Weimarer
Republik große Schwierigkeiten bereiten würde, wurde von Lautenbach mit der Notwendigkeit einer
starken Beschränkung der Importe und der Exportförderung beantwortet.10
Die letzten Vorschläge, die hier betrachtet werden sollen, wurden in Form zweier Gutachten vorgelegt. Es
sind die der Kommission zum Studium der Arbeitslosenfrage, auch wegen ihrem Vorsitzenden dem
Reichsarbeitsminister Braun Brauns-Kommisison genannt, die im Januar 1931 durch Brüning berufen
wurde. Im ersten Gutachten (April 1931) wurden Verkürzungen der Arbeitszeit, der Kampf gegen die
Doppelverdiener und die Entlassung von Ehefrauen, die mit arbeitenden Männern verheiratet waren
betrachtet.11 Ziel war es die Produktion einzuschränken, weil die brachliegenden Kapazitäten nicht als
Kapital gesehen wurden, sondern als Überbleibsel einer sich zu schnell und zu weit entwickelten
                                                                                                                                                             
4Ritschl, Albrecht: Knut Borchardts Interpretation der Weimarer Wirtschaft. Zur Geschichte und Wirkung einer
wirtschaftsgeschichtlichen Kontroverse. Vortrag, gehalten auf der Jahrestagung 2001 der Ranke Gesellschaft:
http://www.wiwi.hu-berlin.de/wg/ritschl/al_wp.html (07.06.2005) (Seite 1)
5 ebenda
6 ebenda
7 Kroll 1957, Seite 382
8 Kroll 1957, Seite 383
9 Kroll 1957, Seiten 389 und 394
10 Kroll 1957, Seite 393
11 Kroll 1957, Seite 377
5Wirtschaft in den Jahren vor der Weltwirtschaftskrise.12 Im folgenden Gutachten (Mai 1931) wird die
Weltwirtschaftskrise wiederum als eine Folge der vorherigen Entwicklung sowie des Ersten Weltkrieges
gebrandmarkt und somit eine Aufnahme von Auslandskapital zur Anregung der Wirtschaft sowie in
geringem Maße eine Vergabe öffentlicher Aufträge vorgeschlagen.
In den oben dargelegten Programmen und weiteren Vorschlägen wurden demzufolge zwei gegensätzliche
Positionen diskutiert, die zeigen, dass selbst die Theorie sich nicht über die Mittel der Bekämpfung der
Krise einig war und die Politik letztendlich in ihrer Entscheidung für die richtige Lösung allein ließ.
2.2 Brünings Wirtschaftspolitik
Die Beurteilung der Politik des Reichskanzlers Brüning ist eine der kontroversesten überhaupt. Daher
werden im Folgenden zunächst nur seine (wirtschafts-)politisch relevanten Maßnahmen, Ziele und
Strategien beleuchtet und die Einschätzung in den Abschnitt vier der Arbeit (Bewertung der
verschiedenen Konzepte) verlegt.
Der Zentrumspolitiker Heinrich Brüning wurde am 28.03.1930 zum Reichskanzler ernannt und musste
eine Minderheitsregierung bilden, nachdem die SPD verärgert über den Sturz der Regierung Müller, die
Zusammenarbeit verweigerte und die Regierung nach der Neuwahl des Reichstages im September 1930
nur noch tolerierte. In dieser Wahl hatte die NSDAP sich einen enormen Anteil der Stimmen sichern
können. Seine Politik wird als Beginn der Präsidialsysteme gewertet, da er aus Mangel einer
unterstützenden Mehrheit auf die Artikel 25 (Reichstagsauflösung) und 48 Abs. 2 (Notverordnung) der
Weimarer Verfassung zurückgreifen musste und praktisch mit Hilfe des Präsidenten regierte. Brünings
Politik verfolgte zwei große Ziele, die eng miteinander verbunden waren: zum einen die Einstellung der
Reparationszahlungen13 und zum zweiten die Konsolidierung des Haushaltes.
Im Zusammenhang mit den Reparationszahlungen kam es Brüning nach der Einführung des Young
Planes darauf an, den Gläubigern zu zeigen, dass trotz der deutschen Bemühungen eine Ableistung der
Reparationen nicht möglich sei. Gerade vor dem Hintergrund der Bankenkrise und der
Weltwirtschaftskrise, die sowohl zu Abzügen gewährter Gelder14 als auch zur abnehmenden Bereitschaft
Exporte aus Deutschland zur Begleichung der Schulden zuzulassen15, führte, stellte sich die
Devisenbilanz und damit die Möglichkeit zu zahlen als prekär dar. Die Bankenkrise wurde, zusätzlich zu
risikoreichen Spekulationsgeschäften, durch eine expansionistische Bankenpolitik hervorgerufen, die der
Entwicklung der Kreditorensumme keine ausreichende Erweiterung des Eigenkapitals gegenüberstellte.16
Auch die starke Konkurrenzsituation ließ keine Konsolidierung in Form niedriger Dividenden zu, des
Weiteren stimmte die Kongruenz zwischen der Laufzeit der gewährten Kredite und der Formen des
                                                
12 ebenda
13 Neebe, Reinhard: Großindustrie, Staat und NSDAP 1930-1933. Göttingen 1981, Seite 112
14 Kroll 1958, Seite 121
15 Henning, Friedrich-Wilhelm: Handbuch für Wirtschafts- und Sozialgeschichte im 1. Weltkrieg
und in der Weimarer Republik. Paderborn 2003, Band 3(1), Seite 540
16 Henning 2003, Seite 469
6Einsatzes nicht, damit musste eine Abberufung ausländischer Kredite zwangsläufig zur Krise führen.17
Den eigentlichen Anlass zur Krise gab es im Juni 1931, die Verhinderung der Deutsch-Österreichischen
Zollunion und der Völkerbundanleihe an Österreich mit der Folge der Zahlungsunfähigkeit der
Österreichischen Credit-Anstalt und der internationalen Erwartung, dass dasselbe in Deutschland
passieren würde.18
In dieser Situation (21.06.1931) wurde Brüning von dem amerikanischen Präsidenten das Angebot
gemacht ein „einjähriges Moratorium“19 zu erlassen, was soviel bedeutete, dass bis auf die Dawes- und
die Young-Anleihe alle Zahlungen zurückgestellt werden konnten. Brüning versuchte in dieser Zeit die
Situation der Banken zu stabilisieren, die aufgrund der vermehrten Entsparung der Kunden und der darauf
folgenden Reaktion des Auslandes in immer größere Bedrängnis gerieten. Er erreichte auf internationaler
Ebene die Einberufung der Londoner Stillhaltekonferenz 1931, die sich mit der deutschen Kreditsituation
befasste. Darüber hinaus ging die deutsche Wirtschaft zur Devisenbewirtschaftung über, d.h. der deutsche
Staat erlangte das Monopol über die Devisen.20 Aufgrund dieser Erfolge bemühte sich Brüning die
französische Seite zu einer Zustimmung zu einer Erweiterung der Kompetenzen des Sonderausschusses
der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich, so dass die Reparationen auf ihre gesamten
weltwirtschaftlichen Krisenauswirkungen überprüft werden konnten.21 In dem Bericht des Ausschusses
wurde festgestellt, dass die Reparationen beseitigt werden sollten22, was nach dem Sturz Brünings in
Lausanne auch geschehen sollte. Brüning war damit maßgeblich an der Streichung der deutschen
Reparationsschuld beteiligt.
Die innerdeutsche Politikgestaltung begann erst richtig mit der ersten Notverordnung am 26.07.1930
wirksam zu werden, darin wurde eine „Reichshilfe für andere Gebietskörperschaften“, die Ledigensteuer
und eine Erhöhung der Einkommenssteuer für wachsende Einkommen beschlossen, gepaart mit
Verringerungen der Beamtengehälter und  der Arbeitslosenversicherung.23 Ein Jahr später folgte die
zweite Notverordnung „Zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen“ (05.06.1931) und darin wurde der
freiwillige Arbeitsdienst (bei dem Ende 1932 schon 250000 Jugendliche gegen den sittlichen Verfall
arbeiteten24) in die Arbeitslosenversicherung aufgenommen, außerdem wurden die „Löhne, Gehälter und
Renten für Arbeiter, Angestellte und Beamte um 5 bis 8 v.H.“25 gekürzt. Auch hier wurden wieder die
Einnahmen des Staates aufgestockt, nur im Unterschied zum ersten Notprogramm die Ausgaben etwas
erweitert. In der vierten Notverordnung vom 08.12.1931 wurde dann vor dem Hintergrund, dass die
                                                
17 Henning 2003, Seite 470-472
18 Henning 2003, Seite 478-480; mehr dazu: Feldmann, Gerald D.: Jakob Goldschmidt, the History of the Banking Crisis of 1931
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19 Kroll 1958, Seite 121
20 Kroll 1957, Seite 127
21 ebenda
22 Kroll 1957, Seite 128
23 Henning 2003, Seite 550
24 Kroll 1958, Seite 371
25 Henning 2003, Seite 550
7Kartelle durch eine rigorose Einschränkung ihres Angebots ihre Preise relativ stabil halten konnten und für
die Regierung dadurch der Selbstreinigungsprozess der Wirtschaft aufgehalten wurde, beschlossen, dass
die „gebundenen Preise (…) um mindestens 10% gegenüber dem Stand vom 31. Juni 1931 zu senken
seien!“26 Doch genauso unglücklich wie der Versuch durch niedrigere Preise im Inland die Exporte  zu
erhöhen, der durch die Pfundabwertung zunichte gemacht wurde27, erging es auch der Idee der Senkung
der Zinsen auf dem Kapitalmarkt, die durch das Sinken der Kurse und dem dadurch bedingten Steigen der
Effektivzinsen, wieder ausgeglichen wurde.28 Letztendlich wurde durch Brüning eine
Haushaltskonsolidierung erreicht, die aber in der Bevölkerung keine Kaufkraft schuf, da alle
Preissenkungen mit Lohnverringerungen verbunden waren und für die Unternehmer aus umgekehrten
Gründen nicht zu einer Erhöhung ihrer Produktion führten. Trotzdem wurde im Juni 1932 noch ein von
Brüning initiiertes Arbeitsbeschaffungsprogramm aufgelegt, das Maßnahmen in Höhe von 165 Mio. RM
veranschlagte.29
Neben dieser Deflationspolitik wurde Brüning vor allem seine Osthilfepolitik zum Fallstrick: So wurde im
März 1931 das Osthilfegesetz verabschiedet, dass die Landwirtschaftsbetriebe entschulden sollte30, des
Weiteren wurden mehrere Schutzmaßnahmen erlassen. Das Problem der Überschuldung wurde zusätzlich
durch das antizyklische Verhalten der Landwirtschaft verstärkt, da in Krisensituationen versucht wurde,
mehr zu produzieren um den Preisabfall aufzufangen, dadurch verschlechtert sich die Situation der
Betriebe aber oft nur, da ein Überangebot zu sinkenden Preisen führt. Brüning wollte mit den
Siedlungsgesetzen die unrentablen Betriebe aus den Händen der Großgrundbesitzer in die Hände von
Bauernsiedlungen geben.31 Was im Ergebnis zu seiner Entlassung durch Hindenburg führte, der stark mit
den Interessen der Großgrundbesitzer verbunden war.
2.3 Papens Wirtschaftspolitik
Der Politiker Franz von Papen ernannte Anfang Juni 1932 die Minister seines Kabinetts. Zu Beginn seiner
Amtszeit stand die Auflösung des Reichstages am 04.06.1932 und bis zu den Neuwahlen am 31.07.
regierte Papen wie Brüning über Notverordnungen.32 Politisch war seine Amtszeit von einer steigenden
Radikalisierung der politischen Lager geprägt, wobei die Aufhebung des „Uniform- und
Demonstrationsverbots am 16. Juni“33 sicherlich nicht zur Verbesserung der Situation betrug. Auch sein
Schachzug gegen die preußische Regierung Braun, aus Angst vor einem Zusammenschluss von Teilen
der SPD und der KPD, führte eher zur Destabilisierung.34
                                                
26 Kroll 1958, Seite 367
27 Kroll 1958, Seite 367
28 Kroll 1958, Seite 368
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30 Kroll 1958, Seite 369
31 Kroll 1958, Seite 370
32 Henning 2003, Seite 597
33 ebenda
34 Henning 2003, Seite 598
8Zwischen Brünings Politik und der von Papen gab es einen Bruch, d.h. Papens Politik war nicht mehr in
dem Sinne deflatorisch zu nennen, wie es bei Brüning der Fall war, wobei die Voraussetzungen, auf die
später noch eingegangen werden soll, auch wesentlich günstiger waren. Trotzdem blieben deflatorische
Tendenzen erhalten, die aber auch aufgrund der in der Bevölkerung immer noch währenden Ängste
beibehalten wurden. Zunächst wurde Papen Nutznießer brüningscher Politik in dem er auf der Konferenz
in Lausanne zur Frage der Reparationen, die Streichung sämtlicher Reparationen gegen eine
Abschlusszahlung von drei Mrd. Goldmark (die nie gezahlt wurden) verkündet bekam.35 Diesem
Ergebnis ist insofern Bedeutung beizumessen, dass dies eine der wichtigsten Forderungen der
Revisionisten war und in politisch ruhigeren Zeiten die Regierung, die dieses bewirkt hätte, sicherlich
hätte stabilisieren können. So verkündete Papen am 28.08.1932, dass durch das Wegfallen der
Reparationsbelastungen finanzielle Mittel für den Staat frei geworden sind, um öffentliche Projekte zu
finanzieren.36 Die Finanzierungsmodalitäten wurden auf Steuergutscheinen festgelegt, diese beinhalteten,
dass für bestimmte produktionseinschränkende Steuern (Grundsteuern,…) „die in der Zeit vom 1.
Oktober 1932 bis zum 1. Oktober 1933 fällig sind und gezahlt werden, Steueranrechnungsscheine
gegeben werden, auf die in den Rechnungsjahren 1934 bis 1938 alle Reichssteuern, einschließlich der
Zölle und Verbrauchssteuern (…) bezahlt werden können.“37 Zusammengefasst bedeuten die
Steuergutscheine, dass der Staat durch seine weiterhin bestehenden Beschränkungen der Kapitalaufnahme
über Anleihen, den Unternehmen die Arbeit schaffen mehr Geld zur Verfügung stellt und dadurch die in
der freien Wirtschaft befindliche Geldmenge erhöht. Verwirklicht wurde das Programm in einer
Notverordnung am 04.09.1932, darüber hinaus wurden Lohnsenkungen, Höchstaltersbeschränkungen,
Kontingentierungen für die Einfuhren der wichtigsten landwirtschaftlichen Produkte38 und Beträge pro
Arbeitskraftneueinstellung, wenn die Gesamtlohnsumme nicht sinkt, beschlossen.39
Am 17. November kam es zum Rücktritt, weil sich keine politische Mehrheit für den Kanzler fand.
2.4 Schleichers Wirtschaftspolitik
Am 03.12.1932 wurde das Kabinett Schleicher vom Reichspräsidenten eingesetzt. Kurt von Schleicher
war General und gehörte im Ersten Weltkrieg der Obersten Heeresleitung an. Viele der Personen, die
schon unter Papen, den Ministerien angehörten, verblieben in ihren Positionen, so behielt auch Dr.
Warmbold seine Position als Leiter des Wirtschaftsministeriums.40 Daher ist es auch nicht verwunderlich,
dass die eingeleiteten Maßnahmen im Wesentlichen denen des Kabinetts Papen glichen. In der
Notverordnung vom 15.12.1932 kam es zu einem Bekenntnis zur Arbeitsbeschaffung und zur Schaffung
eines „Reichskommissariats für Arbeitsbeschaffung“ unter Führung des Landrates Günter Gereke.41
                                                
35 Kroll 1958, Seite 128
36 Kroll 1958, Seite 408
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9Schleicher propagierte drei weitere Verordnungen vom 06., 26. und 28.01. zur Arbeitsbeschaffung. In der
ersten Verordnung wurden die Ansprüche für die Inanspruchnahme der Hilfe festgelegt. Des Weiteren
wurde in der Verordnung vom 28.01.1933 die Ausgabe von 500 Mio. RM in Form von Reichsgarantien
für arbeitsbeschaffende Maßnahmen angekündigt und außerdem in derselben Höhe Steuergutscheine
angeboten.42 Darin inbegriffen waren jetzt auch öffentlich Maßnahmen, die die Firmen als Wechsel in
Höhe der Kosten ihrem Arbeitgeber vorlegen konnten und die dann über die staatlichen Kreditinstitute
diskontfähig für die Reichsbank gemacht wurden. Kroll hält das für die Urform der
Arbeitsbeschaffungswechsel unter Hitler.43 Der Wechselbeteiligte, der verantwortlich für die Zahlungen
war, war die 1930 gegründete „Deutsche Gesellschaft für öffentliche Arbeiten“ (Öffa).
Die weitere Entwicklung ist bekannt, Schleicher wurde unter Beteiligung Papens am 28.01.1933 aus
seinem Amt entlassen und Hitler wurde am 30.01.1933 durch Reichspräsident Hindenburg zum
Reichskanzler ernannt. Für Hitler hatte Schleicher einen gefährlichen Kurs eingeschlagen, begann er
Verhandlungen mit den Gewerkschaften, was ihm auch das Vertrauen der Unternehmer entzog, und
Gregor Strasser dem sozialistischen Repräsentanten der NSDAP zu führen. Hitler erhielt aber
Unterstützung von den Großagrariern und im letzten Moment auch von Hindenburg, richteten sich diese
doch gegen Schleichers Siedlungspolitik, die eine Fortführung derer Brünings war.44
3. Wirtschaftspolitische Maßnahmen der Nationalsozialisten
3.1 Theoretische Grundlagen
Zu den Grundlagen der Wirtschaftsstrategie der Nationalsozialisten werden mehrere Urheber genannt und
es ist in der Literatur umstritten wie groß deren jeweiliger Anteil an den Programmen ist. Dagegen kann
man die Leistung Hjalmar Schachts, der im März 1930 aus Protest gegen den Young Plan von dem Amt
des Reichsbankpräsidenten zurücktrat, differenzierter betrachten. Er war der Umsetzter der Politik bis er
nach den Konflikten mit Göring Ende der 30er Jahre an Macht verlor. Seine Arbeit war immer sehr
überzeugend, ohne dass er über eigene Programme verfügte, er bediente sich bei den Vorschlägen
anderer.
Nachdem Gottfried Feder in den 20er Jahren die wirtschaftlichen Programmpunkte grob umriss und er
durch eine Verurteilung der damaligen Wirtschaft, starken Antisemitismus und einigen Gedanken zu der
Macht der Zinsen hervorstach, wurden in der Weltwirtschaftskrise andere Personen wichtig.45 So entstand
das erste entscheidende Wirtschaftsprogramm unter der Federführung Gregor Strassers, seit 1920
NSDAP-Mitglied, das im Juli Bezug nehmend auf seine Reichstagsrede vom 10. Mai 1932, veröffentlicht
wurde.46 Darin wurde eine Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung mit wachsender
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Unabhängigkeit von Importen gefordert, weshalb es in der Landwirtschaft zu Kultivierungsarbeiten im
Umfang von 10 Mrd. RM kommen sollte.47 Es wurde der Aufbau von Arbeitersiedlungen gefordert, die
die Arbeiter mit Wohnraum und kleinen landwirtschaftlichen Anbauflächen versorgen sollten, darüber
hinaus sollte die Arbeitszeit verkürzt werden um mehr Leute in Arbeit zu bringen. Strasser rechnete hier
mit „400 000 Eigenheimsiedlungen pro Jahr (…), wobei 1 Mio. Menschen“48 dadurch beschäftigt werden
würden. Dieser Punkt erforderte natürlich eine Bezuschussung durch den Staat. Als letzter großer Punkt
wurde die Abwertung der Reichsmark vorgeschlagen. Das war nach der Entschuldung im Ausland,
zumindest was die Reparationen betraf, einfacher und sollte die ständige Kapitalflucht verhindern, so wie
es auch in Großbritannien funktioniert hatte. Außerdem sollte noch eine Devisensteuer eingeführt werden,
um den Goldabfluss in die Länder zu verhindern, die ihre Währung vom Goldstandard getrennt hatten.49
Die Finanzierung  (Teil E des Programms) sollte durch Steuereinahmen, steigende Einahmen bei den
Sozialversicherungen, größere von den Gemeinden übernommene Anteile, Spareinlagen der Reichsanstalt
für Arbeitsvermittlung und durch Kreditschöpfung erfolgen, dazu sollte es zu einer Verstaatlichung des
Bankwesens und einer rigideren Devisenbewirtschaftung kommen.50
Natürlich ist neben der Frage, was Strasser genau in seinem Programm forderte die Frage interessant, was
die Quelle seiner Ausführungen war. Strasser selbst war schon früh Nationalsozialist gewesen, auch wenn
er sich bereits 1932 mit Hitler überwarf. Kroll ist in seinem Buch der Meinung, dass Strasser, dem keine
jahrelange Beschäftigung mit diesem Thema nachzuweisen sei, die Ideen von Robert Friedländer-Prechtl
verwertet hat. Er führt dabei ins Feld, dass erstens Friedländer-Prechtl als Halbjude, zwar ein
Publikationsverbot für wirtschaftswissenschaftliche Schriften nach der Machtübernahme erhielt, aber
trotzdem absolut unbehelligt bis zum Kriegsende in seiner Villa am Starnberger See lebte. Zweitens
dürften Strasser die Schriften von Wagemann (Wagemann Plan) und Lautenbach nicht bekannt gewesen
sein.51 Plausibler erscheint aber die Erklärung von Golla, dass durch Heinrich Dräger, der an dem
Programm Strassers mitwirkte, der Einfluss der genannten Leute herrührte. Dräger war Mitbegründer der
„Studiengesellschaft“, die ein Forum für eben diese Personen war.52 So verwundert es nicht, dass sich
viele Vorschläge mit den Theorien von Lautenbach und Friedländer-Prechtl nahezu deckten.53
3.2 Nationalsozialistische Wirtschaftspolitik
In diesem Abschnitt sollen nun die tatsächlichen wirtschaftspolitischen Maßnahmen der
Nationalsozialisten vorgestellt werden, wobei das Hauptaugenmerk auf bestimmte Maßnahmen und auf
die Anfangszeit der Herrschaft durch Hitler gerichtet sein soll, da der zu bearbeitende Zeitraum die ersten
Jahre der nationalsozialistischen Herrschaft umfasst. Bei Hitlers Machtübernahme wurde keines der
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Ministerien sofort mit Nationalsozialisten besetzt54, trotzdem fand ein Umbruch statt, der zwangsläufig
eine Umstrukturierung der Wirtschaft und eine Unterstellung unter das Führerprinzip derselben, folgen
musste. Da Hitler eine effektive Aufrüstung schon lange geplant hatte, um seinem Lebensraumkonzept
den nötigen Nachdruck zu verleihen, musste für ihn eine merkantilistische Konzeption ideal erscheinen.
Man könnte in diesem Punkt sogar unterstellen, dass die Weltwirtschaftskrise eine gute Ausgangssituation
für die Nationalsozialisten bot, die Wirtschaft dem Staat zu unterstellen.55
Zunächst hielt Hitler sich mit einer genauen wirtschaftspolitischen Konzeption zurück, ob er dies nun in
weiser Voraussicht der Reichstagswahl im März tat, die Bevölkerung und Unternehmer also lieber in der
Erwartung eines guten Programms ließ und nicht voreilig Sympathien gefährden wollte oder weil er bis
auf das Strasserprogramm noch nichts vorzuweisen hatte, bleibt dahin gestellt.
Die ersten Maßnahmen waren am 10.04.1933 die Steuerbefreiung für neu angemeldete
Personenfahrzeuge und Krafträder und im Mai die Entbindung von der Arbeitslosenversicherungspflicht
für Haushaltsgehilfinnen und die Verringerung derer Anteile an der Rentenkasse zur Kostenminderung.56
Im Juni 1933 folgte dann das erste Arbeitsbeschaffungsprogramm der Nationalsozialisten, welches auf
den Namen seines Initiators „Reinhardt-Programm“ getauft wurde. Darin wurde festgelegt, dass wie bei
Papen und Schleicher zuvor, die Initiativen der Unternehmer gefördert und dass zur Finanzierung
zusätzlich Arbeitsschatzanweisungen von einer Mrd. RM von 1934 bis 1938 aufgelegt werden sollten.
Außerdem sollte eine Rücklage zur Tilgung aus Spenden und Darlehen geschaffen werden und es wurde
eine Finanzkommission mit Schacht an der Spitze eingerichtet.57 Die Finanzierung wurde in drei Formen
festgeschrieben: Zuschüsse, Darlehen und Steuerbegünstigungen.58 Damit wurden verschiedene
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen entwickelt: So fällt in die Kategorie Darlehen, zum Beispiel das
Ehestandsdarlehen, das Ehepaaren, wo die Frau zwischen Mitte 1931 und Anfang 1933 gearbeitet hat und
inzwischen aus der Arbeit ausgeschieden war, ermöglichte Möbel und anderen Hausrat im Wert von bis
zu 1000 RM zu kaufen.59 Später wurden diese Darlehen in Geburtenprämien umgewandelt.60
Unter Steuerbegünstigungen waren sowohl die herkömmlichen Steuergutscheine zu verstehen, die ab
1934 eingereicht werden konnten, als auch verschiedenste andere, so zum Beispiel: der Erlass auf zu
einem bestimmten Zeitraum angemeldete Kraftfahrzeuge, Befreiung von Steuern auf
Ersatzbeschaffungsmaßnahmen, wenn diese im Inland gekauft wurden und keine Rationalisierungseffekte
auslösten, Steuerfreiheit von Haushaltsgehilfinnen und eine Kinderermäßigung für diese, eine Straffreiheit
von Steuersündern, wenn sie ihre Schulden in Form von Spenden zurück zahlten u. a..61 Der Umfang aller
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Steuererleichterungen betrug laut der Frankfurter Zeitung vom 17.03.1935 im Zeitraum von 1933 - 1935
1595 Mio. RM.62 Die Zuschüsse wurden, genauso wie die Darlehen, an die Länder und Gemeinden
vergeben, um folgende Arbeiten zu unterstützen: öffentlicher Hochbau, Wohnungsgebäude (zur
Instandsetzung an Hauswirte und Landwirte), Meliorationen, Tiefbauarbeiten und unterschiedliche
öffentliche Verkehrsunternehmungen, wie die Reichspost, die -bahn und die -autobahn.63
Über diese ganzen Anordnungen hinaus, die dann in weiteren Durchführungsverordnungen konkretisiert
wurden, kam es noch zu Gründungen weiterer Institutionen. So wurde im Juni 1933 die „Deutsche
Arbeitsfront“ gegründet, woran die schon stark an Macht dezimierten Gewerkschaften ihren Besitz
verloren und die Unternehmer mit den Arbeitnehmern zwangsvereinigt wurden.64 Des Weiteren kam es
im Sommer 1933 zur Neubesetzung des Wirtschaftsministeriums (Kurt Schmitt) und des
Ernährungsministerium (Walter Darré), da unter anderem Hugenberg im Juni sein Amt niederlegte, um
gegen die ihm zu weitgehende Einmischung des Staates in die Wirtschaft zu protestieren.65 Schon kurz
nach der Reichstagswahl wurde Luther ans Herz gelegt als Reichsbankpräsident zurück zu treten und die
Berufung von Hjalmar Schacht kam zustande.66
In der zweiten Hälfte des Jahres 1933 wurde eine Steuerbefreiung für neue Unternehmen vereinbart, wenn
die von ihnen produzierten Güter ein „überragendes volkswirtschaftliches Bedürfnis erfüllten und durch
die Begünstigung keine Wettbewerbsverzerrungen im Verhältnis zu bereits bestehenden Unternehmen
auftraten.“67 Das zweite Reinhardt-Programm folgte am 21.09.1933 und schränkte die Staatsaufträge
wieder ein. Hier wurden vor allem Zuschüsse und Steuererleichterungen für die Landwirtschaft und
Hausbauer gewährt sowie Zinsvergütungsscheine auf sechs Jahre (Verzinsung 4%) an die Unternehmer
verteilt, um Multiplikatoreffekte entstehen zu lassen und so die Einsätze zu vervielfachen.68
Der Autobahnbau (27.07.1933 Gesetz zur Errichtung des Unternehmens Autobahn), der noch bis heute
als Prestigeprojekt der Nationalsozialisten gefeiert wird, kam nur sehr schleppend voran und hatte in
seiner Arbeitsbeschaffungswirkung keinen großen Einfluss auf das Jahr 1933, da bis Dezember 1933 auch
erst 7,8 Mio. RM69 investiert wurden waren.
Ab 1935 kann man der deutschen Wirtschaft eine Orientierung konstatieren, die weg von der
Arbeitsbeschaffung an sich und dem Offenlassen der Möglichkeit für die Unternehmer wieder selbst
Initiativen zu ergreifen, hin zum Beginn der Rüstung zeigt. Das lässt sich hervorragend an den Ausgaben
illustrieren: 1933 betrugen die Ausgaben für die Arbeitsbeschaffung noch 1,6 Mrd. RM, 1934 2,4 Mrd.
RM und 1935 nur noch 0,8 Mrd. RM.70
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Damit verbunden ist auch noch eine andere Finanzierungsmethode zu nennen, die ebenfalls oft in
Zusammenhang mit dem Wirtschaftsaufschwung gebracht werden, die Mefo-Wechsel. Das sind die
Nachfolger der Arbeitswechsel, welche im vorderen Teil der Arbeit bereits als Urform der
Wechselfinanzierung im Dritten Reich bezeichnet wurden. In Berlin wurde durch die Reichsbank und das
Reichswehrministerium die Metalurgische Forschungs-GmbH (Mefo) gegründet, um den Unternehmen,
welche Rüstung betrieben, die Möglichkeit zu geben auf diese Anstalt ihre Wechsel zu beziehen.71 Die
Mefo versah diese Wechsel mit einem Akzept (= „(…)auf einen Wechsel die Erklärung des Bezogenen
(Akzeptanten), dass er den Wechsel zur Verfallszeit einlösen werde(…)“72), so dass sie bei der
Reichsbank rediskontfähig wurden, begünstigt durch die „Qualität“ der Unternehmen (Siemens,
Krupp,…).73 Die zur Notendeckung verwendeten Wechsel wurden aber aufgrund ihres Rüstungsbezugs
geheim gehalten. Letztendlich war dieses Instrument eine Idee Schachts, um die Finanzierung
auszuweiten, wobei aber die Mefo nie die Stellung erhielt, wie vor ihr die Öffa.
Die Entwicklung der Deutschen Wirtschaft kann spätestens nach 1934 als Entwicklung zur
Staatswirtschaft bezeichnet werden, die Unternehmer wurden in ihrer Freiheit vor allem in Bezug auf die
Finanzierung stark beschnitten (Aktiengesetze bewirkten, dass die Gründung von Aktiengesellschaften zu
teuer wurde), es wurden immer mehr Zwangskartellierungen durchgeführt, die zum Zweck hatten, all jene
Unternehmen auszuschalten, die nicht für die Rüstung geeignet waren74, außerdem kam es zum Versuch
eines Aufbaus einer Rohstoff- und Betriebsstoffersatzwirtschaft. Des Weiteren muss man auch andere
starke Einschnitte feststellen, so gab es schon 1933 einen Lohnstopp75, mit dem die Löhne auf einem
niedrigen Niveau gehalten werden sollten, die private Nachfrage wurde also zugunsten der
Staatsnachfrage gedrosselt. Auch die Landwirtschaft unterlag nach der Bekanntgabe des Gesetzes zum
vorläufigen Aufbau des Reichsnährstandes am 13.09.193376 planwirtschaftlicher Kontrolle, durch die
Preise und Quoten bestimmt wurden. Diese Entwicklung setzte sich in zahlreichen Verordnungen und
Gesetzen fort. Außerdem führten die Verbrechen und Enteignungen gegenüber den Juden zu einem
weiteren Auslandskreditabzug und auch zum Teil zu Ressentiments in der eigenen Unternehmerschaft,
letztendlich kontrollierte der Staat deren Eigentum indirekt, um sie für seine Zwecke zu missbrauchen.
Zuletzt ist als wirtschaftlich problematisch die Autarkiepolitik zu sehen, die nach der einseitigen
Transfersperre 193377 ihren Anfang nahm und zu einer Ausschaltung der Gläubiger Deutschlands führen
sollte.
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4. Bewertung der verschiedenen Konzepte
 Der Wirtschaftsaufschwung in der 30er Jahren wird in dieser Arbeit, als Umschwung von der Krise zur
Besserung der Lage definiert, würde man die Entwicklung der ganzen 30er Jahre und die dazugehörige
Dynamik des Wachstums des gesamten Zeitraumes betrachten, würde das bei weitem den Rahmen dieser
Arbeit sprengen. Die diesen Ausführungen zugrunde liegende Frage könnte zu vier möglichen Lösungen
führen:
Der erste Ansatz wäre eine Verurteilung der Deflationspolitik Brünings, mit dem Hinweis darauf, dass der
wirtschaftliche Aufschwung erst nach seiner Amtszeit eingesetzt hatte. Ferner der Verweis auf die kurze
zur Verfügung stehende Zeit, die Papen und Schleicher für ihre Politik hatten und die fehlende Zeit für die
Wirkung der Maßnahmen in ihren Amtszeiten. Diese Lösung würde die Ausgangsfrage nach der
Verantwortlichkeit der Nationalsozialisten für den Wirtschaftsaufschwung mit ja beantworten, da erst sie
die politische Stabilität schafften, unter der dieses Wirtschaftsprogramm, dass vor allem auf sie
zurückzuführen wäre, gelang.
Eine andere Möglichkeit wäre, dass Brünings Politik nicht anders gestaltbar war und darüber hinaus
wichtige Voraussetzungen für die Politik der Nachfolgeregierungen lieferte, die mit ihren Ansätzen die
Wirtschaft in einen Neubeginn führten. Das würde bedeuten, dass die Programme der Nazis höchstens
noch unterstützende Wirkung gehabt haben, aber nicht existenziell für den Wirtschaftsaufschwung waren.
Die Arbeitsfrage müsste verneint werden.
Des Weiteren wäre es möglich, sich vorzustellen, dass die theoretischen Grundlagen ebenso wie die
bereits angewandten Maßnahmen alle schon lange vor dem Nationalsozialismus entworfen wurden waren
und die Nationalsozialisten praktisch nur noch fremde Ideen umsetzten, um mit diesen der Wirtschaft zu
einem Aufschwung zu verhelfen. Man könnte in diesem Fall, die Frage mit einem klaren „Jein“
beantworten, da letztendlich nur die politische Unsicherheit, möglicherweise das Unvermögen der
Vorgänger zu einer besseren Umsetzung und die unbeeinflussbaren Faktoren der Umwelt den
Nationalsozialisten zum Erfolg verhalfen.
Die letzte Möglichkeit wäre die Lösung, die die alte Konjunkturtheorie vorgibt, darin heißt es, dass die
Wirtschaft sich ab dem Tiefpunkt Mitte 1932 von allein wieder erholte und die Politik der jeweiligen
Regierungen nur marginalen Einfluss hatte. Auch bei dieser Variante wäre die Leitfrage also mit „Nein“
zu beantworten.
Zu beachten ist hierbei, dass sich eigentlich für jede Variante Vertreter finden, genauso wie sich natürlich
noch weitere Untermöglichkeiten finden lassen, die der Einfachheit halber unter die vier genannten
Lösungen subsumiert werden müssen. Die nachfolgende Erörterung wird daher nicht nur eine kurze, weil
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im Seminar extra bearbeitete, Einschätzung der Politik Brünings, die Auswahl von Faktoren die zu einer
Entwicklungsevaluierung nützlich sind und anhand dieser die Bewertung der nationalsozialistischen
Wirtschaftspolitik, sondern auch den problematischen Diskurs über die Frage der Steuerbarkeit
wirtschaftlicher Entwicklung umfassen.
Borchardt geht davon aus, dass durch den Dawes Plan 1924 und die damit verbundenen Anleihen für den
Staat, die nicht vollständig für Reparationszahlungen aufgewendet wurden, der Haushalt und das
Sozialsystem, verbunden mit Sozialabgaben für die Unternehmer, die dann dadurch keine Investitionen
mehr tätigten, unverhältnismäßig aufgebläht wurde.78 Dies musste spätestens durch die harten
Beschränkungen, die durch den Young Plan 1929 auf Deutschland zukamen, zur Krise und zwingend zur
Deflationspolitik führen. Die Problematik der Auslandsverschuldung steht in enger Beziehung mit den
Reparationen, die wiederum Grundlage der Deflationspolitik Brünings waren. Die Versteifung Brünings
auf die Reparationsproblematik scheint zwar aus heutiger Sicht verwunderlich, doch muss man die
damalige Perspektive einbeziehen, dass die Reparationen der Teil der deutschen Kriegsschuld waren, die
im deutschen Volk schon immer zur Disposition standen und den man psychologisch eine wichtige
Stellung einräumen musste. Außerdem scheint die Unterstützung der deutschen Konjunktur in einer
Situation, die von den Schulden im Ausland bestimmt wird, wie Ritschl richtig feststellt, nur eine
Ausweitung der deutschen Importe durch die Verbesserung der Lage und damit eine weitere Erhöhung
der Auslandsschulden nach sich zu ziehen.79 Ein Bruch des Young-Planes durch eine aktive
Konjunkturpolitik schien ebenso nicht möglich, da dies zu einem noch größeren Erfolg der Rechten
geführt hätte.80 Die Politik Brünings wurde noch durch weitere hier nicht genannte Punkte determiniert,
doch man kann konstatieren, dass Brüning in der Wahl seiner wirtschaftspolitischen Werkzeuge zu stark
eingeschränkt war, um schon frühzeitig die Krise zu stoppen. Außerdem darf man nicht vergessen, dass
seine Politik zur Streichung der Reparationen führte und dadurch den Rahmen für Papen und Schleicher
schaffte. Lösung eins wird daher zum Teil verneint und Lösung zwei präferiert.
Bei der Auswahl der Faktoren zur Evaluierung der Wirtschaft muss man prüfen, inwieweit sich diese für
die Verwendung eignen. So scheint die Arbeitslosigkeit, nicht nur wegen den verschiedenen
Erhebungsarten, sondern auch wegen der Abhängigkeit von mehreren Variablen, wie
Bevölkerungswachstum, Beziehungszeiträumen von Leistungen, nach denen die Statistiken meist geführt
werden und ihrer verspäteten Reaktion auf verbesserte wirtschaftliche Lagen, ungeeignet zu sein. Somit
sollte man sich der Untersuchung Buchheims anschließen, die zur Bestimmung der wirtschaftlichen Lage
die inländischen Auftragseingänge, die Aufstockung der Vor- und Zwischenproduktionslager und die
gewerbliche Güterproduktion näher betrachtet.81 Die Auftragseingänge eignen sich sehr gut, da sie die
zukünftige Entwicklung der Unternehmen und ihrer Produktion vorwegnehmen. Wenn man die Werte der
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„Inlandsaufträge im Maschinenbau“82 von 1931 bis 1933 im Monatsdurchschnitt betrachtet, wird man
feststellen, dass der Tiefpunkt der Aufträge mit 18,2 (1928 = 100) im Januar 1932 liegt, sich im Sommer
desselben Jahres bei 24 stabilisiert und dann zum Ende des Jahres gegen die saisonale Tendenz verbessert.
Buchheim weist darauf hin, dass diese Verbesserungen im Januar 1933 bereits dreiviertel des Vorjahres
betragen.83 Ebenso verhält es sich mit der Situation in den Zwischenlagern. Hier betrachtet Buchheim die
Lagerhaltung von Walzeisen, welche bis Sommer 1932 absinkende Tendenzen vorweist und ab dem
vierten Quartal 1932, genauer im Oktober bei 338000t, einen Wendepunkt erfährt.84 Nach einem kurzen
Einbruch im Februar 1932 steigt die Inlandsversorgung mit Walzeisen bis Mitte 1933 um 36%. Die
saisonbereinigte gewerbliche Güterproduktion spricht dieselbe Sprache, d.h. es konnte im vierten Quartal
des Jahres 1932 ein Anstieg von 3,8% durch das Institut für Konjunkturforschung diagnostiziert werden,
der die darauf folgenden Perioden anhielt.85 Nach Buchheims Untersuchung lässt sich also feststellen,
dass schon 1932 der Aufschwung der deutschen Wirtschaft begonnen hat. Doch bedeutet diese äußerst
selektive Darstellung, die zunächst nur zu der Erkenntnis führt, dass es 1932 zu einer Trendwende kam,
noch nicht, dass die nationalsozialistischen Maßnahmen keine grundlegend stützende Wirkung auf den
Aufschwung im Jahre 1933 hatten.
Betrachten wir zu Beginn die Reinhardt-Programme. Dabei muss man in Betracht ziehen, dass bis auf die
Maßnahmen, die nicht bereits durch die Vorgängerregierungen initiiert wurden und durch die Reinhardt-
Programme nur wiederholt wurden waren, die Umsetzung der Ideen noch keine großen Auswirkungen
auf 1933 entwickeln konnten. Natürlich könnte man argumentieren, dass die Nationalsozialisten
spätestens ab dem Ermächtigungsgesetz vom 23.03.1934 die nötigen Instrumente zur sofortigen
Umsetzung ihrer Forderungen besaßen, trotzdem darf man die verzögernde Wirkung der Bürokratie nicht
unterschätzen. Ein anderer Einwand wäre, dass die Weltwirtschaftskrise zu einer starken Verkürzung der
Reaktionszeit der Wirtschaft geführt hatte, doch wie Buchheim aufführt wurden bis Ende 1933 erst 95
Mio. RM der Milliarde86 des ersten Reinhardt-Programms ausgezahlt und vom zweiten noch nichts.
Der Autobahnbau ist eine weitere Maßnahme, die zwar schon Mitte 1933 beschlossen wurde, aber erst
sehr spät wirkliche Ergebnisse zeigte. So wurden von 2,933 Mrd. RM, die bis 1938 in den Autobahnbau
investiert wurden, ab 1936 2,289Mrd. RM investiert, sodass der Anteil des Autobahnbaus am
Sozialprodukt 1934 gerade mal 0,3% ausmacht und 1933 gar nicht in der Statistik erkennbar ist.87
 Damit verbunden wird in der Literatur noch die Wirkung des Erlassens der Kfz-Steuer diskutiert, aber
auch hierbei muss eine Einschränkung vorgenommen werden, zwar stiegen die Zulassungen von 9000 im
ersten Quartal 1933 um 190% auf  26 000 im zweiten Quartal, doch ließ diese Entwicklung in den
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folgenden Quartalen wieder nach und darüber hinaus konnte die Tendenz zu einer steigenden Anzahl von
Zulassungen schon 1932 beobachtet werden.88 Buchheim führt darüber hinaus die Zunahme der LKW-
Zulassungen, die eben nicht von der Steuer begünstigt wurden, als weiteres Indiz für einen generellen
Trend an, der nicht maßgeblich durch die Nationalsozialisten begünstigt wurde.89
Widersprüchliche Angaben werden in der Literatur zu den Wirkungen der Ehestandsdarlehen gemacht, da
es zwar zweifelsohne zu einer Erhöhung der Eheschließungsrate kam (von 1932 bis 1934 um 43,2%)90,
Buchheim aber nicht zu unrecht darauf verweist, dass es sich ebenso um einen krisenbedingten
Nachholeffekt handeln könnte.91 Dafür spricht, dass sich daraus nur geringe Erhöhungen des Bedarfs von
langlebigen Konsumgütern ergab92, die durch die Ehestandsdarlehen erworben werden konnten und
anzunehmen ist, dass diese Rate sich in Zeiten der wirtschaftlichen Erholung und der damit verbundenen
privaten Sicherheit, ohnehin erhöht hätte.
Auch der oft angeführten Verbesserung des Klimas unter den Unternehmern, muss man ein durchaus
differenziertes Bild entgegenhalten. Zunächst stellt der Machtwechsel sicherlich eine politische
Konsolidierung dar, obgleich hiermit ebenfalls eine Unsicherheit der Unternehmer gegenüber der
zukünftigen Wirtschaftspolitik der Nationalsozialisten verbunden ist, die sich, wie weiter oben bereits
erwähnt mit konkreten Programmpunkten lange zurückhielten. So ist es auch nicht verwunderlich, wenn
im Februar 1933 sowohl die Aktienkurse einbrechen und erst im März, dem Monat der Reichstagswahl,
sich wieder erholten.93 So schreibt auch Neebe, dass der Reichsverband der Deutsche Industrie sich für
einen Verbleib Schleichers einsetzte und Paul Reusch (Vertreter der Schwerindustrie) eine abwartende
Haltung anmahnte.94 Als weiteres Argument gegen ein grundlegend positives Bild der Unternehmer von
Hitler führt Buchheim die Angst vor der Einschränkung des Außenhandels durch die Nationalsozialisten
an.95
Abschließend fällt bei einer Betrachtung der Bauwirtschaft, die sich sehr schnell erholte, auf, dass hier die
Arbeitsbeschaffung am stärksten wirkt. Trotzdem kann, wie Buchheim vorwegnimmt, die Rolle der
Reinhardt-Programme durch ihre Wirkungsverzögerung als nur sehr gering betrachtet werden, vielmehr
waren hier vor allem die Programme der Vorgängerregierungen ausschlaggebend, von denen Hitler
profitierte.96
Zusammenfassend kann man feststellen, dass die nationalsozialistischen Maßnahmen den Aufschwung,
der 1932 eingeleitet wurden ist und in den darauf folgenden Jahren seine Fortsetzung nahm, 1933 und
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1934 nicht maßgeblich beeinflussten. Damit ist Lösung eins endgültig ausgeschlossen und die
Beantwortung der Leitfrage negativ ausgefallen.
Im Folgenden soll kurz auf die Bedeutung der weiteren nationalsozialistischen Maßnahmen eingegangen
und vor allem ihre negative Wirkung herausgestellt werden. Ritschl kommt in seiner Studie zur
Beschäftigungspolitik der Nationalsozialisten zu dem Schluss, dass die Arbeitsbeschaffung der
Nationalsozialisten zu spät für die Trendwende der Wirtschaftsentwicklung kam.97 Dennoch profitierten
natürlich auch besonders die großen Unternehmen von den Rüstungsaufträgen, besonders deutlich wird
diese Unstimmigkeit, die diese Aufträge auslösen, in der Tatsache, dass die Produktionsgüterindustrie viel
stärker wuchs, als dass die Konsumgüterindustrie tat.98 Die Nationalsozialisten, die mit ihrer Politik der
Einschränkung der privaten Nachfrage durch sinkende Reallöhne das Wohlergehen der Bevölkerung stark
einschränkten, dabei aber über Propaganda ihre Politik als Erfolg verkauften, nutzten alle vorhandenen
Ressourcen zur Befriedigung der Staatsnachfrage. Doch auch für die Industrie ergaben sich, trotz der
guten Bilanzen Nachteile: zum einen stiegen die Steuern: „The rate of corporate profits tax, for example,
rose between 1933 and 1939 from 20% to 35%.“99 und zum anderen mussten die Unternehmen oft mit
den verhältnismäßig teuren Ersatzstoffen auskommen, da der Außenhandel auf ein Minimum beschränkt
wurde.100 Darüber hinaus stieg die eigene Investitionsneigung der Industrie nicht in dem Umfang wie ihre
Umsätze stiegen, dies scheint, laut Buchheim, vor allem aus der Angst heraus zu resultieren, dass die
Gefahr einer Überhöhung der Produktionskapazitäten durch Staatsaufträge entstand, die im Falle eines
nachlassenden Engagements des Staates zu einer erneuten Krise führen würde.101 Diese Einschränkungen
durch die Wirtschaftspolitik der Nationalsozialisten und die weiter unten behandelten
Selbstheilungsprozesse der Wirtschaft bringen Buchheim dazu, die Frage zu beantworten, was gewesen
wäre, wenn es die Nationalsozialisten nicht gegeben hätte: Ihm nach wäre jede andere demokratische
Regierung zu denselben positiven Maßnahmen fähig gewesen, ohne die Wirtschaft in eine
Staatskonjunktur zu verwandeln102 und das Wirtschaftswunder von 1948 hätte schon in den 30er Jahren
stattfinden können, zumal international die Bedingungen für Vorteile durch Verträge mit
Meistbegünstigungen (“American Trade Agrement Act“ 1934, “Tripartite Agreement“ 1936) für
Deutschland sehr gut standen.
Wenn man sich nun noch der dritten Lösung widmet, muss man sagen, dass sich die
wirtschaftspolitischen Maßnahmen der Nationalsozialisten eindeutig auf bereits existierende Vorschläge
bezogen. Das Strassersche Programm beinhaltet Forderungen, die durch zeitgenössische Theorien
beeinflusst waren und nicht originär aus der nationalsozialistischen Ideologie stammen. Vielmehr
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erscheint es, dass der Drang nach Rüstung sich anderer Prinzipien bediente und auf diese Weise
Arbeitsbeschaffungspolitik betrieben wurde. Es lässt sich konstatieren, dass trotz der Feststellung, dass die
Nationalsozialisten anscheinend ohnehin nicht die Urheber des Wirtschaftsaufschwunges waren, auch die
theoretischen Grundlagen ihrer Politik nicht primär von den Nationalsozialisten stammen, damit in diesem
Sinne keine Verantwortung Hitlers gesehen werden kann. Jenes und warum diese Theorien nur zögerlich
Gehör fanden, sei nicht weiter verwunderlich, da zunächst wie bereits dargelegt, die Möglichkeiten der
Umsetzungen nicht gegeben waren, psychologische Faktoren dagegen sprachen (Inflationsangst), die
Zeitverzögerung durch die Diskussion und Beachtung durch andere Wissenschaftler mit einberechnet
werden muss und die politische Situation keinen Erprobungszeitraum für die letzten Weimarer
Regierungen zuließ.
Abschließend soll noch die Frage bearbeitet werden, inwieweit die Politik der Nationalsozialisten wirklich
keynesianischer Politik entsprach und damit verbunden, der eigentlich schon zuvor gegebenen Antwort,
ob die Wirtschaft sich von selbst wieder erholte. Wie schon erwähnt, führte Ritschl mehrere
Untersuchungen durch, in denen er nachwies, dass die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik nicht dem
Deficit Spending von Keynes entsprach103. Er führt dazu aus, dass die Verschuldung durch die Regierung
Hitler zu gering waren und ungefähr 2- bis 5-mal so hoch hätte sein müssen, um in den von Keynes
benannten Bereich zu fallen.104 Er entwickelte ein Modell der nachträglichen Konsumprognose zur
Darstellung der Erwartungshaltung der Konsumenten und des tatsächlichen Verlaufs, mit dessen Hilfe er
zum Schluss kommt, dass der Wendepunkt 1932 in den Erwartungen schon vorweggenommen wird und
dass der Konjunkturaufschwung auch ohne politische Mittel einsetzte, sogar noch ein Knick in den
Erwartungen mit Beendigung der Brüningschen Sparpolitik eintrat und letztendlich schon vor dem
Machtantritt Hitlers der Aufschwung da war.105 So wird der letzte Zweifel an einer nationalsozialistischen
Verantwortung zerstreut, dass dem Hitlerstab keine belebende Deficit-Spending Politik nachgewiesen
werden kann. Für den Aufschwung waren demgemäß, laut Buchheim, zwei Faktoren in der Krise
verantwortlich: Zum einen die Rationalisierung in der Krise, die zur Beseitigung von Überkapazitäten
führte und damit verbunden die Kostenreduktion, die zwar schon in den 20er Jahren begann, aber wegen
der Länge und der Stärke der Krise zu einer tiefgründigen Überarbeitung der Kostenstrukturen der
Unternehmen führte und zu zweiten, die stark sinkenden Preise für Rohstoffe, die die Kosten für den Input
stark senkten und durch die annähernd gleich bleibenden Outputpreise, die große Schöpfung von
Mehrwert für die Unternehmen ermöglichte.106 Diese Argumentation kann man ergänzen, mit Ritschls
Hinweis, dass im internationalen Vergleich fast alle Wirtschaften sich erholten und daher nicht von einem
Sonderweg Deutschlands gesprochen werden kann107 Damit konnte nachgewiesen werden, dass es sich
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vor allem um einen normalem Konjunkturaufschwung handelt, der sicherlich durch die politischen
Maßnahmen unterstützt werden konnte, aber nicht ursächlich beeinflusst wurde.
5. Der internationale Vergleich
5.1 Die USA
Die Wirtschaftskrise traf die USA sehr hart und so vielfältig die Ursachen waren, kann man feststellen,
dass der Krisenverlauf und die vermeintlichen Lösungen der Krise, denen in Deutschland sehr ähnlich
waren. Dies, soweit es die Lösungen betrifft, findet ebenso ihre Begründung darin, dass die deutschen
theoretischen Konzeptionen der Theorie Keynes schon sehr ähnlich waren und Keynes an der Planung des
New Deal beteiligt war. Seine Theorie hier darzustellen wäre zu umfangreich, dennoch lassen sich die
wichtigsten Gedanken in sofern zusammenfassen, als dass er proklamierte, dass es durchaus ein
Gleichgewicht in der Krise geben kann, da Ersparnisse nicht notwendigerweise ausgegeben oder investiert
werden müssen und dadurch Unterbeschäftigung und Depression anhalten und in dieser Situation der
Staat eingreifen muss, um diese Ersparnisse über Konjunkturprogramme und Staatsanleihen wiederum in
die Wirtschaft einzuführen.108 Zu beachten ist hierbei, dass in einigen Studien nachgewiesen wurde, dass
der New Deal kein Ausgabenprogramm nach Keynes war, da viele Maßnahmen über Steuern finanziert
wurden.109 Dies ist aber für den Anspruch an diesen Teil der Arbeit nicht interessant, weil er sich aus der
Betonung der demokratischen Handelslegitimation Roosevelt ergibt. Aus diesem Grund wurde auf eine
kritische Auseinandersetzung mit der Frage nach dem keynsianischen Ursprung verzichtet, sondern eine
einfache Darstellung der Maßnahmen versucht.
Doch zuerst kurz zu einer Situationsbeschreibung der amerikanischen Wirtschaft in der Krise. Vor dem
Ausbruch der Weltwirtschaftskrise prosperierte die amerikanische Wirtschaft so stark, dass das
überschüssige Kapital ans Ausland verliehen werden konnte. Diese positive Entwicklung verleitete die
Menschen dazu, zu glauben, dass die Situation so anhalten würde und entgegen der Konjunkturtheorie ein
Abschwung nicht mehr zu erwarten sei. Es wurde aus diesen Gedanken heraus immer stärker spekuliert.
Die Grundlagen jener Auffassung lieferte Irving Fisher, der die Bereitstellung von billigen Krediten bei
stabilem Preisniveau proklamierte. Diese Politik, die entgegen der Angst vor Inflation stand, führte zu
Preisnachlässen, da durch vermehrte Produktion und technischen Fortschritt die Kosten gesenkt werden
konnten und das Geld trotzdem an der Börse gebunden blieb.110 Präsident Hoover versuchte seit 1929
etwas gegen diese Geldausschüttung zu unternehmen, seine Politik war aber nicht erfolgreich und so kam
es nicht zur Kapitalknappheit der Unternehmen, vor allem weil durch Ausgabe neuer Aktien in einer Zeit,
als die Spekulationen sehr hoch waren, sehr viel Kapital geschöpft werden konnte.
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Den Anfang der Wirtschaftskrise markiert der 29.10.1929, an dem die Börse infolge von Überspekulation
zusammenstürzte.111 Doch war dieser Börsensturz nicht die Ursache, sondern nur der Spiegel einer tiefer
liegenden Entwicklung. Von Henning werden unter anderem, der Nachfragerückgang der Haushalte, die
verringerte Bau- und Investitionstätigkeit und die geringer werdende Nachfrage der Landwirtschaft nach
Industrieprodukten als Krisenursachen genannt.112 Der amerikanische Präsident Hoover dagegen war vor
allem der Überzeugung, dass Europa die Schuld an der Weltwirtschaftskrise trug. Doch Hoover machte
einen ganz entscheidenden Fehler, er erkannte nicht, dass die Krise vor allem von der USA aus in die Welt
griff. So verursachten eine sinkende Investitionsneigung und eine rapide fallende Nachfrage einen
Rückgang nach Importen, die alle Länder, die entweder Rohstoffe aus ihren Monokulturen importierten
oder zur Schuldentilgung Waren einführten, in große Bedrängnis brachten. Dies vor allem nachdem die
USA 1930 das  System der „gleitenden Zölle“, also Zölle, die nach Bedürfnissen der inneren Wirtschaft
festgesetzt werden, einführte.113
Doch wie wurde die Krise gelöst? Unter Franklin Delano Roosevelt, der im November 1932 mit einer
überwältigenden Mehrheit (42 von 48 Staaten114) zum 32. Präsidenten der USA gewählt wurde und am
04. März 1933 sein Amt antrat, begann in der USA eine neue Form von Wirtschaftspolitik. Trotz der
großen Überzeugung vom Liberalismus in der Bevölkerung, gelang es ihm, im Rahmen des New Deal,
der von Experten ausgearbeitet wurde, ähnlich den Maßnahmen in Deutschland, durch institutionelle
Eingriffe in den Wirtschaftsprozess tief in die amerikanische Wirtschaft durchzustoßen.
Die Aufzählung aller Maßnahmen würde, wie auch bei den Nationalsozialisten, den hier vorgegebenen
Rahmen sprengen, trotzdem soll eine kleine Auswahl, die sich vor allem an Kroll orientiert (obwohl der
Autorin wie in der Fußnote 115 aufgeführt durchaus andere Werke mit ähnlichem Tenor bekannt sind),
der Verordnungen zeigen, dass die USA durch den New Deal115 von Roosevelt aus der Krise geführt
wurde. Das Programm beinhaltete den Aufbau eines Systems zur Arbeitslosenunterstützung und der
Förderung der Arbeit durch öffentliche Aufträge, den Zusammenschluss von Industriezweigen um den
ruinösem Wettbewerb zu begegnen, die Gewerkschaftsbildung in der alle Arbeiter erfasst wurden (bis
dahin nur Facharbeitergewerkschaften), ein neues Bankensystem und für die Landwirtschaft die
Beendigung des antizyklischen Verhaltens durch ein Anheben des Preisniveaus der landwirtschaftlichen
Güter.116 Zu Beginn wurden die Banken unter stärkere Kontrolle gestellt, um die Gläubiger zu schützen
und den Börsenhandel derselben zu beschränken. Zusätzlich gab die USA im April 1933 den
Goldstandard auf, was sich vor allem gut auf die Landwirtschaft auswirkt, da sich ausländische Waren
verteuerten.117 Für die Industrie wurde der „National Industrial Recovery Act“118 aufgelegt, der neben der
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Aufnahme von öffentlichen Arbeiten, den Zusammenschluss von Industriezweigen begünstigte und
vorschrieb, dass innerhalb dieser Zusammenführungen die Löhne und Arbeitszeiten selbst geregelt
werden sollten. Dies ist vor allem vor dem Hintergrund des Wissens um den Lohnstopp der
Nationalsozialisten interessant, weil der New Deal sich darauf beschränkte, Mindestlöhne und eine
Beteiligung der Gewerkschaften („collektive bargaining“119) vorzuschreiben. Als Kernstück des New
Deal bezeichnet Kroll, die Einrichtung der „Public Works Administration“ (PWA, Ausführen von
Bauvorhaben durch reguläre Baufirmen) und der „Works Progress Administration“ (WPA, Anwerben
von Arbeitern, ähnlich dem deutschem Autobahnbau).120 Auch die Landwirtschaft wurde tief greifend
reformiert, wobei hier die Freiwilligkeit einiger Maßnahmen zu betonen ist und auch das außerordentliche
Engagement der USA in Einzelfällen.121
Wenn man die Maßnahmen bewerten sollte, muss man natürlich eine gewisse Verzögerung ihrer
Wirkung eingestehen, die vor allem durch die Verlangsamung eines antiautoritären Systems zustande
kommen und in Amerika durch mehrere Klagen gegen die Einschränkungen des freien Wirtschaftens
durch den New Deal beim Obersten Gerichtshof122 verstärkt wurden. Wenn man aber betrachtet, dass ab
1934, mit Ausnahme des Jahres 1938 in dem das Ausgaben des Staates eingestellt wurde und viele der
Maßnahmen aus Angst vor Inflation wieder zurückgenommen wurden, die Zahl der Beschäftigten stieg,
die Zahl der Arbeitslosen sank123 sowie das Volkseinkommen, vor dem Hintergrund der stärkeren
Kaufkraft des Dollars nach 1933 kontinuierlich stieg (mit Ausnahme des Jahres 1938)124 und man
nachprüfen kann, dass sich diese Entwicklung mit allen anderen Wirtschaftsindikatoren (Groß- und
Kleinhandelsindizes,…) deckt und man dann noch die Wiederwahl Roosevelts einbezieht, kann man von
einer erfolgreichen Politik des New Deal sprechen. Obwohl man einschränkend hinzufügen muss, dass
erst die Rüstung die endgültige Verbesserung brachte und laut Kroll die Investitionsneigung der
Unternehmer hinter den Erwartungen zurück blieb125
6. Schlussbetrachtung
Fassen wir die Ergebnisse dieser Arbeit zusammen:
Zuerst wurde die Leitfrage nach der Verantwortlichkeit der Nationalsozialisten für den
Wirtschaftsaufschwung in den 30er Jahren, der an ihrem Einfluss auf den Umschwung und die
Konsolidierung 1933 - 1934 gemessen wurde, negativ beantwortet. Die Beantwortung konnte auf zwei
Ebenen unterschiedlicher Qualität erfolgen. Zum einen ließ sich festhalten, dass es sich beim dem
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dargelegten Aufschwung um eine natürliche konjunkturelle Entwicklung der Wirtschaft handelte. Zum
anderen waren die Maßnahmen der Nationalsozialisten durch die Wirkungsverzögerung nicht geeignet
die Erholung der Wirtschaft zu beschleunigen.
Es lässt sich sagen, dass es zwar durchaus positive Ansätze gab, die in ihrem Ursprung aber schon
formuliert und teils durch die Vorgängerregierungen angewendet wurden waren und nur unterstützend
zum Selbstheilungsprozess der Wirtschaft beitrugen.
Des Weiteren kann man feststellen, dass die Regierungen Brünings, Papens und Schleichers nach ihren
Möglichkeiten und den Überzeugungen ihrer Zeit handelten und wichtige, vor allem psychologische
Erfolge erzielten.
Darüber hinaus muss man der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik unterstellen, dass es ihr vor allem
um die Verfolgung ihrer Ideologie und der dazu benötigten Aufrüstung ging und die Arbeitsbeschaffung
nur als Instrument zum Erfolg diente.
Das die Rüstung nicht nötig für die Erholung der Wirtschaft war, konnten wir eindrücklich durch die
Darstellung des amerikanischen New Deal Programms darstellen. Unnötig war vor allem die
Beschränkung der Bevölkerung in ihrem Eigentum und ihren Freiheiten, zum Beispiel der Organisation in
unabhängigen Gewerkschaften, was die Unsinnigkeit der Theorie, dass der Aufschwung maßgeblich
durch Krieg und Rüstung kam, nur nochmals unterstützt.
Und abschließend muss man die Möglichkeit, dass das Wirtschaftswunder der Bundesrepublik 1948
schon in den 30er Jahren hätte zustande kommen können, wenn es die Nationalsozialisten nicht gegeben
hätte, nochmals unterstreichen.
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